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Reichs-Geſetzblatt 


33. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe im Schutzgebiete der Neu. Guinea» Rompagnie. S. 221. 


(Nr. 1818.) Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe im Schutzgebiete der Neu-Guinea- 
Kompagnie. Vom 13. Juli 1888. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen ır. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), für das Schutzgebiet der Neu⸗Guinea⸗ 
Kompagnie in Ergänzung der Verordnung vom 5. Juni 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 187), was folgt: 


F. 1. 


Der F. 6 Abſatz 1 der Verordnung vom 5. Juni 1886 wird durch fol⸗ 
gende Beſtimmung erſetzt: 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſind in dem Verfahren vor den 
Gerichtsbehörden des Schutzgebietes alle Entſcheidungen, einſchließlich 
der auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden „von Amts⸗ 
wegen zuzustellen. Dieſe Vorſchrift findet auch auf die Zuſtellung der 
Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehle an den Schuldner, ſowie der 
Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchlüſſe an den Schuldner und den 
Drittſchuldner Anwendung. Für Beſchlüſſe, welche auschließlich die 
Prozeß- oder Sachleitung, einſchließlich der Beſtimmung oder Aenderung 
von Terminen betreffen, genügt die Verkündung. 


$. 2. 
Der F. 7 Abſatz 1 der Verordnung vom 5. Juni 1886 wird durch fol- 
gende Beſtimmung erſetzt: 

Die Zwangsvollſtreckung im Schutzgebiete erfolgt ausſchließlich durch 
die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz ermächtigten Be 
amten. Der Beibringung einer vollſtreckbaren Ausfertigung bedarf es 
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nicht, ſoweit dieſelbe von dem Gerichtsſchreiber der Gerichtsbehörde, 
durch welche die Zwangsvollſtreckung zu erfolgen hat, zu ertheilen ſein 
würde. 

9. ne 


In Strafſachen findet die Haupwerhandlung ohne die Zuziehung von Bei- 
ſitzern ſtatt, wenn der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens eine 
Handlung zum Gegenſtande hat, welche zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte 
oder zu den in den $$. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Ver⸗ 
gehen gehört. 

F. 4. 


Der Angeklagte kann auf ſeinen Antrag oder von Amtswegen wegen großer 
Entfernung feines Aufenthaltsortes oder wegen ſonſtiger Hinderniſſe von der Ver- 
pflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden, wenn 
nach dem Ermeſſen der Gerichtsbehörde vorausſichtlich keine andere Strafe als 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten oder Geldſtrafe oder Einziehung, allein oder 
in Verbindung mit einander, zu erwarten ſteht. 


$. 5. 

Die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte gehörenden 
Sachen wird für jeden der im Schutzgebiete gebildeten Gerichtsbezirke der Gerichts⸗ 
behörde erſter Inſtanz übertragen. 

Für dieſe Sachen finden die Vorſchriften Anwendung, welche für die im 
F. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten Strafſachen gelten. 


$. 6. 

Als Berufungs- und Beſchwerdegericht wird für das Schutzgebiet an Stelle 
des Reichsgerichts und des deutſchen Konſulargerichts in Apia (Geſetz über die Kon⸗ 
ſulargerichtsbarkeit $$. 18, 36, 43, Verordnung vom 5. Juni 1886 F. 4) eine 
Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz am Sitze des Landeshauptmanns errichtet, welche 
aus dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz ermächtigten Beamten 
als Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſteht. 

Auf die Beiſitzer und den Gerichtsſchreiber finden die Vorſchriften im $. 6 
Abſatz 2, $$. 7, 8, 10 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit entſprechende 
Anwendung. 

Der F. 4 der Verordnung vom 5. Juni 1886 tritt außer Kraft. 


See 
In dem Verfahren vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz nehmen in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen und in den zur ſtreitigen Ge— 
richtsbarkeit nicht gehörenden Angelegenheiten die Beiſitzer nur an der mündlichen 


A 


Verhandlung, ſowie an den im Laufe oder auf Grund derfelben ergebenden Ent- 
ſcheidungen Theil. Jedoch erfolgt die Entſcheidung über das Rechtsmittel der 
Beſchwerde unter Mitwirkung der Beiſitzer, wenn die angefochtene Entſcheidung 
unter Mitwirkung von Beiſitzern ergangen iſt. 

In dem Verfahren zweiter Inſtanz iſt eine Vertretung durch Rechtsanwälte 
nicht geboten und findet der $. 269 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. 

Die Vorſchriften in §§. 464 und 468 der Civilprozeßordnung gelten auch 
für das Verfahren in zweiter Inſtanz. 


$. 8. 

In Strafſachen findet vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz in Bezug 
auf die Zuziehung der Beiſitzer die Vorſchrift des §. 30 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes mit der oben im F. 7 Abſatz 1 bezeichneten Maßgabe Anwendung. 

Den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 

Die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft findet nicht ſtatt. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat Anſpruch auf An⸗ 
1 8 in der Hauptverhandlung, wenn er fi) am Orte des Berufungsgerichts 
befindet. 

In den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte gehörenden Sachen iſt die 
Vertheidigung auch in der zweiten Inſtanz nothwendig. In der Hauptverhandlung 
iſt die Anweſenheit des Vertheidigers erforderlich, der $. 145 der Strafprozeßordnung 
findet Anwendung. N 

Im Uebrigen verbleibt es bei den Vorſchriften im $. 40 des Geſetzes über 
die Konſulargerichtsbarkeit. 

F. 9. 


Die Todesſtrafe iſt durch Erſchießen oder Erhängen zu vollſtrecken. 
Der Landeshauptmann beſtimmt, welche der beiden Vollſtreckungsarten in 
dem einzelnen Falle ſtattzufinden hat. 


$. 10. 

In dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im Schutzgebiete finden das 
Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen 
und Sachverſtändige, ſowie für Rechtsanwälte keine Anwendung. Die Vor⸗ 
ſchriften, welche an Stelle der bezeichneten Geſetze zu treten haben, werden von 
dem Reichskanzler erlaſſen. 

Der F. 9 der Verordnung vom 5. Juni 1886 tritt außer Kraft. 


Sch. 
Der F. 46 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bleibt außer An⸗ 
wendung; Geldſtrafen fließen ebenſo „wie die Gerichtskoſten, zur Kaſſe der Neu⸗ 
Guinea⸗Kompagnie. 
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Se, 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1889 in Kraft. 


Die in dieſem Zeitpunkte bei dem Reichsgericht oder dem deutſchen Konſular⸗ 
gericht in Apia anhängigen Berufungs- und Beſchwerdeſachen werden nach den 
bisherigen Vorſchriften erledigt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben S. M. Yacht „Alexandria“, den 13. Juli 1888. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Bismarck. 
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